
1

f I
”t ’' r c*

Reglerunqsvlertel Bonn - "Märkisches Viertel" der Bundes­
hauptstadt?

Die Bürgerinitiative City-Forum Bonn trägt gegen die Pla­
nung des Regierungsviertels (Bebauungsplan Nr. 8ol9-3o der 
Stadt Bonn) erhebliche Bedenken vor.

Millionen von Menschen besuchen diesen Ort, wo jeder ab­
liest, wie demokratisch unser Land ist: Das Regierungs­
viertel ist die Visitenkarte unseres demokratischen Gemein­
wesens .



2

Nach 2o-jährigem Provisorium hatte sich die Bundesregierung 
vor einiger Zeit entschieden, ein Regierungsviertel zu bauen. 
Es entsteht zwischen Rhein und Kölner Straße (der Achse 
Bonn-Bad Godesberg) und am Zubringer für die neue Südbrücke. 
Für zwei Hochhäuser, in denen Ministerien untergebracht 
werden, haben die Erdarbeiten bereits begonnen. Hier sind 
also schon - ohne daß darüber diskutiert werden konnte - 
vollendete Tatsachen geschaffen. Für vier weitere Hochhäu­
ser liegt der Bebauungsplan zur Zeit aus. Sie sind - ohne 
Wettbewerb - von der Bundesbaudirektion entworfen und wur­
den nun - um ein Alibi zu erhalten - zur endgültigen Plan­
fassung der Arbeitsgemeinschaft der Architekten Schürmann 
und Bornemann (Köln) übergeben. Drei weitere Hochhäuser 
sollen hinzukommen. Die Planung lief jahrelang in aller 
Heimlichkeit. Als die Entwürfe bereits baureif waren, drei 
Monate vor dem ersten Spatenstich, erklärte am 12.2.1969 
der damalige Bundesschatzminister Schmücker auf eine parla­
mentarische Anfrage des FDP-Abgeordneten Jung, ".... daß
die Gesamtplanung für dieses Parlaments- und Regierungsvier­
tel noch nicht fertiggestellt ist - aber auch wohl nicht die 
Anforderungen aller Ministerien vorliegen".

Grundsätzlich begrüßen wir, daß ein Regierungsviertel ent­
steht. Die Art und Weise, in der es realisiert werden soll, 
halten wir jedoch in einer demokratischen Gesellschaft für 
nicht angemessen.
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1. Unzulängliche Konzeption als Regierungssitz. Verpaßte 
Chancen.

Dürfen wir uns damit zufrieden geben, daß dieses Bauvor­
haben nur die Funktion der Verwaltungsarbeit berücksich­
tigt? Daß nur an die Kommunikation innerhalb des jewei­
ligen Ministeriums gedacht ist, nicht aber daran, daß 
zwischen Verwaltung und Öffentlichkeit in einem demokra­
tischen Land vielfältige Beziehungen bestehen sollten. 
Wenn sich hier nicht die demokratische Lebensform zeigt, 
erweist sich, daß wir sie noch nicht haben. Ein Regie­
rungsviertel darf kein Ghetto einer Ministerialbürokra- 
tie werden, sondern muß ein Kristallisationspunkt der 
ganzen Gesellschaft sein. Regierung und Bevölkerung 
(Gruppen, Organisationen, Parteien und einzelne) müßten 
die Möglichkeiten erhalten, sich im Regierungsviertel 
darzustellen: eine Fülle von Ausstellungsgelegenheiten 
sollte das Leben dieses Landes in seiner Vielfalt wider­
spiegeln - als gegenseitige Information und als "Schau­
fenster der Bundesrepublik" für die in- und ausländischen 
Besucher. Ein Regierungsviertel muß durch eine räumliche 
Struktur anstelle isolierter Punkthäuser zum lebendigen 
Treff- und Diskussionsforum werden - in einer Demokratie. 
Es soll anziehend und anregend wirken. Hier müssen die 
großen Projekte unseres Landes, der Hochschulen, Städte, 
Institutionen, auch die Auslandsvorhaben der Entwick­
lungshilfe, vorgestellt werden, in einer Art Bazarstraße
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könnten sie der Öffentlichkeit zugänglich sein. Lassen 
wir stattdessen weiter zu, daß sich autoritäre Konzepte 
der Vergangenheit im Herzen Deutschlands durchsetzen und 
versteinern?

Ist die Planung des Regierungsviertels nur ein Problem 
der sicheren Unterbringung von Akten und Beamten? Auf 
dieser Ebene könnte es auch von einer Behälter- und 
Kartonnagenfabrik bewältigt werden. Ist unser Land so 
unbedeutend und nichtssagend, so unvernünftig und unde­
mokratisch, wie es sich in dieser Architektur darstellen 
soll? Legt der Auftraggeber keinen Wert auf die Beant­
wortung dieser Fragen? Wird durch Enge und Konzeptions- 
losigkeit eine Chance vertan, die sich in einem Jahr­
hundert nur einmal bietet: die Selbstdarstellung eines 
der reichsten, sozialsten und kulturell entwickeltsten 
Völker?

2. Fehlende Erwelterungsmögllchkelt der einzelnen Gebäude.

Jeder Bau ist auf eine bestimmte Betriebsgröße festgelegt. 
Die heutigen Ministerien passen exakt hinein. Man weiß 
jedoch jetzt schon, daß beim Einzug die Erweiterungsre­
serve von nur lo * nicht mehr ausreicht, der Bau also 
zu klein ist. Hat man aus der Fehlplanung des Abgeord­
netenhochhauses nichts gelernt, das schon kurz nach dem



Einzug zu klein war: die Abgeordneten können ihre Assi­
stenten nicht unterbringen. Eklatantestes Beispiel für 
eine voraussehbare Fehlinvestition: Das Gebäude des 
Forschungsministeriums. Das Aufgabengebiet dieses Res­
sorts wird an Umfang enorm anwachsen. Oder: Was geschieht 
bei Rationalisierung und Zusammenlegung von Ministerien 
(vgl. die Ergebnisse der Projektgruppe zur Reform der 
Bundesregierung und Bundesverwaltung und die Regierungs­
erklärung) ? Angesichts der sich schnell verändernden Auf­
gaben muß an die Stelle einer starren, statischen Kon­
zeption eine flexible treten. - Eine Erweiterung durch 
Ausbau der Freigeschosse macht die Verkehrsplanung sinn­
los: sie ist auf die Geschoßflächenzahl 1,4 abgestellt 
und nicht auf eine über 2 liegende.

3. Unzulängliche Infrastruktur der Ministerien.

Nachdem man zunächst nach dem Kästchenprinzip gemauerte 
Einzelräume versah, entschloß man sich schließlich, die 
Wände versetzbar zu machen. Für flexible Großraumstruk­
turen sind die Bauten wegen ihrer geringen Tiefe jedoch 
ungeeignet. Die räumliche Struktur muß auf Nutzungsver­
änderungen vorbereitet sein. Die Zusammenarbeit in großen 
Räumen und die Möglichkeit leichter Anpassung an sich 
ändernde Aufgaben wird hier einem hierarchischen Gehalts­
gruppendenken geopfert: jeder erhält eine isolierte Zim­
merzelle mit Fensterachsen nach einem überlebten Standes­
denken .



kratische Gesellschaft zugeschnitten. Es gibt keine Ab­
stimmung mit der Planung des Bundestages und der Garten­
schau. Angesichts der Bonner GrundstUckslage sind solche 
Versäumnisse nicht mehr gutzumachen. So bleibt in der 
Bundeshauptstadt weiterhin alles ohne Konzeption und 
Stückwerk - Anarchie auf höchster Ebene.

6. Das Regierungsviertel ist kein sinnvoller Bestandteil der 
gesamtplanerischen Entwicklung der Großraumstadt Bonn.

Durch den Zusammenschluß von Bonn und Bad Godesberg ist 
das Regierungsviertel zu einem Strukturschwerpunkt der 
beiden Schwesterstädte geworden. In dem Bauvorhaben bleibt 
dies völlig unberücksichtigt. Der Bund hat Bonn bisher 
mit kaum glaublicher Rücksichtslosigkeit behandelt (und 
damit auch seine eigenen Bundesbeamten). Mit seiner unzu­
länglichen Planung im Regierungsviertel werden Bonn und 
Bad Godesberg um eine der wichtigsten Früchte der Raumord­
nung betrogen. Es wird ihnen auf ein Jahrhundert, wenn 
nicht für immer, die Chance genommen, sich sinnvoll zuein­
ander zu entwickeln. Ist die Bundesregierung wirklich in 
der Zwangslage, daß sie sofort und in größtem Umfang der­
art gewichtige Bereiche bebauen muß, ohne sich über die 
Konsequenzen im Klaren zu sein? Darf sie vollendete Tat­
sachen schaffen, bevor eine Gesamtkonzeption da ist? Be­
vor ein wohlüberlegter Flächennutzungsplan für die Gesamt-



4. Fehlen von Öffentlichkeit.

Darf ein demokratisches Land dulden, daß am Zentralpunkt 
seines politischen Lebens sich die Verwaltung - wie in 
feudalen Burgen - in absoluter Anonymität und Distanz in 
geschlossenen Häusern abkapselt, daß sie nicht einmal 
den Versuch macht, sich dem Bürger verbindlich zu erwei­
sen? Die bauliche Gestalt ist immer auch Darstellung der 
inneren Konzeption des Bauherrn. Im Volkswagenwerk und in 
der Berliner Philharmonie (von Hans Scharoun) sind ge­
plante Besucherwege angelegt, die Tausenden von Menschen 
Einblick ermöglichen. Die Bürger eines demokratischen 
Landes dürfen erst recht von einem Regierungsviertel for­
dern: daß an die Stelle der Unnahbarkeit, Öffentlichkeits­
feindlichkeit und Publizitätsangst der Verwaltung Offen­
heit und Transparenz treten.

5. Anschließende Bereiche sind nicht integriert.

4

Man hat bei der Planung der einzelnen Bauten nur den inne 
ren Betriebsablauf berücksichtigt. Kein Gedanke an die In 
tensität der Verbindungen zwischen den Ministerien und 
der Vielzahl der öffentlichen und privaten Bonner Kon­
taktstellen. Es genügt nicht, ihnen einige Sitzungsräume 
bereitzustellen, sondern sie müssen im Regierungsviertel 
auch Büros erhalten. Kurz: die Planung ist auch hier 
unvernünftig, eng, introvertiert und nicht auf eine demo-
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stadt aufgestellt ist? (111) Bevor man weiß, welche Funk­
tionen die Stadtteile übernehmen sollen?

Durch die umfangreichen Anlagen für die Bundesgartenschau 
in Bonn 1979 unternimmt die Bonner Gesamtplanung einen 
wichtigen Schritt zur städtebaulichen Verbindung von Bonn 
und Bad Godesberg. Man weiß noch nicht wie die Bundesgar­
tenschau aussieht. Muß man sich bei ihrer Gestaltung da­
mit abfinden, daß dieser wichtige Teil der Umgebung be­
reits unzulänglich verplant und verbaut ist?

Das heißt: hier wird ein Regierungsviertel ohne städte­
bauliche Gesamtkonzeption, ohne Einordnung in das Gesamt­
gefüge eines städtischen Ballungsraumes, erstellt - ein 
Dilettantismus, welcher der Selbstdarstellung der zweit­
größten Industrienation der Erde unwürdig ist.

6. Landschaftliche Situation.

In der Verengung des Rheintales, vor dem Siebengebirge und 
der Godesburg gelegen, hat das Regierungsviertel eine 
großartige landschaftliche Lage. Es müßte sich räumlich 
einpassen. Die Bundesbaudirektion respektiert diese be­
neidenswerte Situation nicht: nach ihrem Willen und einem 
Baukonzept der 5oer Jahre für das nächste Jahrhundert 
sollen dort neun siloähnliche Punkthochhäuser entstehen -
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alle mit gleichem Aussehen: in monotoner Langeweile: das 
"Märkische Viertel" der Bundeshauptstadt. "Ein Hochhaus 
in Form eines Kreuzes, das siebenmal reproduziert und 
siebenmal nebeneinander auf eine Wiese gestellt wird. 
Siebenmal vier Büroflügel, zwei links, zwei rechts, die 
nach Norden, Süden, Westen und Osten weisen. Sieben Stein­
kreuze, die allenfalls nur in der Höhe zu unterscheiden 
sind" (Hartmut Palmer in der Bonner Rundschau vom 8.Mai 
1969 unter der Überschrift "Potenzierter Stumpfsinn").

Ist das ein kultiviertes Land? Wo nach zwanzig Jahren not­
gedrungenen Provisoriums bewußt die Einfallslosigkeit zum 
Prinzip erhoben wird.

Der Lächerlichkeit ausqeliefert?

Deutschland war in den ersten 3o Jahren dieses Jahrhunderts - 
zum ersten und einzigen Mal in seiner Geschichte - die führen­
de Architekturnation. (Für die Bonner Bürger ist übrigens 
interessant zu wissen, daß der Vater des Bonner Oberstadt­
direktors Dr. Hesse, der Bürgermeister von Dessau, Fritz 
Hesse, unter größten Schwierigkeiten die bedeutendste Ar­
chitekturschule dieses Jahrhunderts (Direktoren: Gropius und 
Mies van der Rohe) in Dessau aufbauen half - eine großartige 
Leistung). Die schmähliche Barbarei der Hitlerdiktatur zer­
störte dies alles. Die Nachkriegszeit zeigt - trotz großen

I I
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Bauumfangs - keine besonders günstige Bilanz. Soll nach 
einigen Erfolgen in jüngster Zeit (wie u.a. die Zelthalle 
auf der Weltausstellung in Toronto) die Bundesrepublik nun 
durch ein beschämenswert blamables Regierungsviertel in den 
Ruf der Lächerlichkeit geraten? Kann man ein "modernes 
Deutschland" mit dieser Visitenkarte, die das Regierungs­
viertel darstellt, schaffen?

Sollen wir vor der introvertierten Besserwisserei und Über­
heblichkeit einer mit dieser Aufgabe offensichtlich überfor­
derten Bundesbaudirektion kapitulieren? Dürfen wir hinnehmen, 
daß der frühere Bundesschatzminister Schmücker das Parlament 
nachweislich belog, als er die Anfrage des FDP-Abgeordneten 
Jung gezielt falsch beantwortete (siehe oben)? Sollen wir 
uns von der Bundesbaudirektion Sand in die Augen streuen 
lassen, die sagt, sie wolle einen Wettbewerb ausschreiben, 
tatsächlich jedoch nur die beiden letzten von neun Hochhäu­
sern darin aufnimmt und über die städtebaulichen Fragen ohne­
hin weiter nichts zu sagen weiß.

Die beiden ersten Bauten wurden bereits in aller Heimlich­
keit begonnen. Die Weiterführung des Projektes ist durch 
die erneute Offenlegung des Bebauungsplanes, veranlaßt durch 
die Raumordnung, für kurze Zeit unterbrochen. Der Rat der 
Gesamtstadt Bonn muß über den Bebauungsplan beschließen. Er
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sollte ihn ablehnen und eine neue Planung fordern, die zu­
mindest die Möglichkeiten bietet, die vielfältigen Anfor­
derungen eines Regierungsviertels zu erfüllen. Das ist die 
Chance, unser Land vor einer Blamage sondergleichen vor der 
ganzen Welt - und unsere Stadt vor einer neuerlichen Rück­
sichtslosigkeit des Bundes zu bewahren.

Die Entscheidung über ein Regierungsviertel darf in einem 
demokratischen Land nicht hinter verschlossenen Türen fallen. 
Der Rat der Gesamtstadt Bonn muß sie - nach Hearings und 
eingehender öffentlicher Diskussion - fällen.

Bonner Bürger fordern daher:

--  ein Wettbewerb soll eine Fülle von Ideen vor Augen führen
(wie vorher schon Fachleute forderten: die Gutachter der 
Bundesgartenschau und der Bund Deutscher Architekten).

--  Vor Ausschreibung des Wettbewerbs müssen die Zielvor­
stellungen des Regierungsviertels öffentlich und ein­
gehend diskutiert werden. Die Architekten sind - wie im 
vorliegenden Fall - überfordert, wenn die Gesellschaft 
nicht vorher ihre Zielvorstellungen angibt. Im Redaktions­
gremium wie im Preisrichtergremium müssen Bürger, Rat 
und Verwaltung der Stadt Bonn vertreten sein.
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Wir schaffen das moderne Deutschland - SPD.

Sie können Deutschland verändern - FDP.

Waren das leere Wahlkampfphrasen? Mit strategischer Sicher 
heit in großem Stil betriebene Volksverdummung? Pseudodemo 
kratische Alibis?

Oder nehmen die Regierungsparteien ihre Chance wahr?:

Die Gestaltung einer demokratisch strukturier­
ten Mitte in unserem Land ist sicher eines der 
großen Probleme unserer immer noch jungen Demo­
kratie.
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Schafft die SPD das moderne Deutschland? Verändert die FDP 
Deutschland?

Sie werden an ihrer Leistung gemessen werden.

Ein hohes Maß an Publizität und Diskussion, 
verbunden mit Stellungnahmen, 
die an den Rat der Stadt Bonn, 
das Parlament
und die Bundesregierung adressiert sind, 
kann die letzte, aber gute Chance nutzen: 
eine internationale Blamage zu verhindern und 
stattdessen einen Meilenstein im demokratischen 
Leben unseres Landes zu setzen.

Führende Politiker der Stadt Bonn, des Parlamentes und der 
Regierung sowie Fachleute, unter anderem des Bundes Deut­
scher Architekten, haben schon in zahlreichen Äußerungen 
zu verstehen gegeben, daß sie die Planung des Regierungs­
viertels für unzulänglich halten. Bonner Bürger hoffen, daß 
Planungsverfahren wie Endresultat doch noch demokratische 
Formen annehmen.
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Bauwelt
BAUWELT 60, k?69, Nr. 17, S . 561

Briefe

io, W69 , Nr - >7, S- S96

Mit den Ressorts 
abgestimmt * *

„Die Bau- und Raum 
Programme für neu unterzubrin­
gende Ministerien“, so antworte­
te Bundesminister Schmücket 
auf eine Umfrage des Bundestags­
abgeordneten Jung, „sind mit 
den entsprechenden Ressorts und 
dem Bundesminister der Finan­
zen laufend abgestimmt worden.“ 
Von der Mitwirkung stadt- und 
landesplanerisch tätiger Stellen 
kein Wort.

•

Weiter: „Auch das Bau- und 
Raumpragramm für das Ab­
geordnetenhochhaus . . .  ist in 
gleicher Weise, d. h. in engster 
Zusammenarbeit mit Präsidium 
und Vorstand des Deutschen 
Bundestages, zustande gekommen. 
Wenn Sie heute Kritik an dem 
neuen Gebäude üben, so geben 
Sie damit gleichzeitig zu erken­
nen, daß heute eben andere Auf­
fassungen über die Arbeitsweise 
des Parlaments herrschen gegen­
über den Vorstellungen, die of­
fenbar zu Beginn und während 
aller Phasen der Planung bestan­
den haben . . *
So einfach ist das also. Planung 
als Offenlassen von Möglichkei­
ten ist offenbar in Bonn noch 
nicht begriffen worden. Zunächst 
wird betoniert — und trotz der 
Verwendung dauerhafter Bau 
Stoffe kann man am Rhein nicht 
deutlicher demonstrieren, daß 
man über die fatale Zunädist- 
ein-Dach-über-dem-Kopf-Mentali­
tät der provisorischen Zustände 
in den ersten Nachkriegsjahren 
noch nicht hinausgewachsen ist. 
Bonn bleibt ein Provisorium.
Aber: Um die Jahreswende 19731 
74 wird die deutsche Sonde „He­
lios" (mit Hilfe einer amerikani­
schen Rakete) zur Sonne ge­
schossen. Und über kunststoffbe­
schichtete Bratpfannen profitie­
ren heute schon die deutschen 
Hausfrauen von der Raketen­
technik.
Vielleicht hat die Raumordnung 
in Deutschland doch noch Chan­
cen? gk

Aus dem Bundestag:
Wettbewerbe
bei Bundesbauten
(H efte 11 und  14/1969)

H err S chm ücker hat sich 
sehr vorsich tig  ausged riiek t. Aber d en ­
noch haben  w ir es je tz t schw arz auf 
w eiß: Die B undesreg ierung  bau t ein
neues P arlam en ts- und Regierungs viertel 
in  B onn am  R heine für sicher weit 
m ehr als 100 M illionen DM — ohne 
G esam tp ianung  und  ohne s täd teb au li­
chen  W ettbew erb .
Für d ie  H au p tersch ließ u n g sstraß e  ist 
der M utte rboden  bereits abgeschoben. 
Die G rundstein legung  für drei M iniste­
rien, V erkehr, Justiz und Forschung, 
soll am  1. Juli 1969 erfolgen.
Die P lanung  der g en an n ten  M inisterien 
liegt au ssch re ib u n g sre if  in den  Schubla­
den.
Es sch lä ft der D eutsche Bundestag.
Es schlaft der Bund D eutscher A r­
ch itek ten .
Es sch lafen  die übrigen B eru fsverbän ­
de.
P reisfrage: W arum  sch lä ft s ich 's  am 
R hein so schön?! -  Lieb V aterland, 
m agst ruh ig  sein, stolz steh t und p lan t 
die W acht des BDA am  R hein: Eier-, 
Schür- und B ornem ann.
D ipl.-Ing. Klaus Baehr, Bonn

General- Anze iger Bonn 3. 4 0 .^ 6 9

A b er den  S ied lu n g sräu m en  fehle auch die 
s in n v o lle  Z uordnung  zu den  A rbeitsp lä tzen . 
S chw ere B edenken  h ab e  e r  z. B. gegen  die 
.P lan u n g  des R eg ie ru n g sv ie rte l zw ischen Bonn 
]und G odesberg , das M ey ers  als e in e  „G eis te r­
lstad t“ bezeichnete , d ie  ab e n d s und  am W o­
chenende to t sein  w erde, N un hab e m an die 
C hance e in e r e in h e itlich en  V erw a ltu n g  mit 
leis tu n g sfäh ig em  P erso n a lk ö rp er. M an könne 
d ie  F eh ler d e r V e rg an g e n h e it beg rad igen . 
„U ber S a d ifra g e n  k an n  m an  sich e in igen", 

.sag te  M eyers, „es kom m t d arau f an, w ie man 
Imit den  M enschen um geht!“

Gcnerfll-Antê t Bonn 5.
K ritis ie rt w ir3  von  e in ig en  S te llen , daß es ' 

fü r d iesen  Kom p lex  nochjkedne G esam tpla- 
nunci gebe , so n d ern  n u r d ie je w e ils  zu e rrich ­
tenden  "M m istcrienbau ten  in das L andschafts­
bild  e in g e p la n t seien .
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Bauwelt
60, M69, Nr. -11, S- Mtt

Aus dem Bundestag: 
Wettbewerbe 
bei Bundesbauten

Bundesschatzminister Ur. 
h. c. Kurt Schmücker hat in der 
Fragestunde der 215. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 12. 
Februar 1969 drei Fragen des Ab­
geordneten Jung über die Durch­
führung von Architektenwettbe­
werben beantwortet. Die Fragen 
hatten folgenden Wortlaut:

„Wieviel engere und wieviel of­
fene Architektenwettbewerbe hat 
die Bundesbaudirektion für Bau­
maßnahmen der Bundesregierung 
in den vergangenen fünf fahren 
ausgelobt?
Ist die Bundesregierung nicht der 
Meinung, daß Architektenwettbe­
werbe das geeignete Mittel sind, 
die beste bauliche und wirt­
schaftliche Lösung und den be­
sten Architekten zu finden? 
Warum wurde bei Vergabe des 
Planungsauftrages für die neuen 
Bundesministe rien zwischen
Bonn und Bad Godesberg — für 
einen Auftrag von mehr als 100 
Millionen DM — die Möglichkeit 
des Architektenwettbewerbs au­
ßer acht gelassen?“
(Die Fragen des Abgeordneten 
Jung hatte im Parlament der Ab­
geordnete Opitz übernommen.)

Bundesschatzminister Schmük- 
ker: Die Bundesbaudirektion hat 
für die Baumaßnahmen der Bun­
desregierung in den vergangenen 
fünf Jahren fünf beschränkte 
und einen öffentlichen Architek- 
tenwettbewerb ausgelobt. Für 
das Jahr 1969 sind zwei weitere 
beschränkte Wettbewerbe vorge­
sehen.

Zusatzfrage des Abgeordneten 
Opitz: Herr Minister, warum hat 
die Bundesregierung zur Zeit der 
Vergabe der Planungs- und 
Bauaufträge für das neue Paria- 
mentsviertel, dessen erster Teil in 
Form des Abgeordnetenhauses 
nun fertiggestellt wird, nicht 
auch einen offenen ldeenweitbe- 
werb unter den deutschen Archi­
tekten ausgeschrieben?
Bundesschatzminister Schmük- 
ker: Herr Kollege Opitz, das 
hängt mit Ihrer dritten Frage zu­
sammen, die Sie übernommen 
haben. Ich darf sie deshalb im 
Zusammenhang beantworten.
Ich habe bei Übernahme meines 
Amtes in Übereinstimmung mit

meinen Mitarbeitern angeordnet, 
daß die Beteiligung der Architek­
ten im Wettbewerb den Vorrang 
hat. Ich bin aber nicht der Mei­
nung, daß dies die einzige Metho­
de ist. Es können die Umstände 
so liegfin, daß aus einem zahlen­
mäßig beschränkten Kreis die 
Architekten als Mitarbeiter aus­
zusuchen sind. Hier im konkre­
ten Fall ist es so, Herr Kollege, 
daß die Gesamtplanung für die­
ses Parlaments- und Regie­
rungsviertel — das darf ich er­
gänzend sagen — noch nicht fer- 
tiggestellt ist. Wir müssen mit 
den kommunalen Behörden, mit 
den Landesbehörden verhandeln. 
Es steht auch noch nicht fest, ob 
über den akuten Bedarf hinaus 
heute weitere Ministerien in die 
Planungen aufgenommen werden 
sollen. Ich muß auch daran erin­
nern, daß dieses Hohe Haus vor 
einigen Jahren einen Beschluß 
gefaßt hat, der es uns geraten 
sein ließ, sehr behutsam mit der­
artigen Planungen umzugehen. 
Ich stelle inzwischen einen Mei­
nungswandel fest und möchte 
sagen, daß, sobald diese von 
kommunaler und Landesebene 
einzuholenden Erkundigungen, 
Mitteilungen und Vorbereitungen 
vorhanden sind, natürlich auch 
dieser Komplex in die Übertra­
gungen einbezogen werden sollte. 
Weitere Zusatzfrage des Ab­
geordneten Opitz: Herr Minister, 
stimmen Sie demnach mit mir 
überein, daß die Aufgabe, für ein 
frei gewähltes Parlament zu 
bauen, für mehr als nur wenige

Architekten eine interessante 
Aufgabe sein könnte? 
Bundesschatzminister Schrnük- 
ker: Selbstverständlich. Ich bin 
der Meinung — ich habe das 
schon vorhin gesagt —, daß der 
freie Architektenwettbewerb den 
Vorrang haben soll. Aber es gibt 
Umstände, die es geraten sein las­
sen, einen engeren Kreis heran­
zuziehen. Aber hier liegt die 
Schwierigkeit im wesentlichen 
darin, daß die verkehrsmäßigen 
Dinge — Sie wissen, was an in- 
frastruktUTeilen Notwendigkeiten 
vorhanden ist ~ ,  kommunal- 
und landesmäßig noch nicht be­
reinigt sind, aber auch noch nicht 
die Anforderungen aller Ministe­
rien vorliegen. Wir sollten hier 
zunächst einmal eine Grundsatz­
planung — die übrigens unter 
Hinzuziehung von freien Archi­
tekten durchgeführt wird — be­
ginnen und dann natürlich unter 
Einschaltung des Hohen Hauses 
— ganz selbstverständlich will 
der Abgeordnete daran beteiligt 
werden; er will sehen, was aus 
dem Parlaments- und Regie­
rungsviertel wird — auch die 
freien Architekten hinzunehmen. 
(M itteilung des Bundesschatzm iniste­
rium s, Geschäftszeichen: L 3 —
O 1030.4; vorn 13. 2. 1969.)
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Gebaut wurde, weil es 
noch keinen Plan gibt 
(in Bonn am Rheine)

Recht optimistisch hat­
ten wir geglaubt, daß Architekten 
und ihre Verbände (als berufene 
Ihteressenvertreter — von den 
Kammern ganz zu schweigen) 
aufheulen würden bei der Aus­
kunft, die Herr Bundesschatzmi- 
nister Schmücker im Bundestag 
auf die Frage gegeben hat, war­
um für das neue Parlamentsvier- 
tel in Bonn am Rheine kein 
Wettbewerb ausgeschrieben wor­
den sei.
Das Abgeordnetenhaus ist inzwi­
schen gebaut, sein .Spitzname 
„Langer Eugen“ dient nur noch 
der Reminiszenz an eine höchst 
ärgerliche Episode in der Ge­
schichte des deutschen Parla- 

r-mentarismus.
„Hier im konkreten Fall“, sagte 
Schmücker, „ist es so, Herr Kol­
lege, daß die Gesamtplahung für 
dieses Parlaments- und Regie­
rungsviertel . . . noch nicht fertig­
gestellt is t . . . "
Wir haben diese Worte, verpackt 
in die Form einer belanglos wir­
kenden Mitteilung des Bundes- 
schatzministeriums, ohne Kom­
mentar auf der Letzten Seite un­
seres MßJles-U-Wieder gegeben.
Das Hohe Haus als Ganzes nahm 
diese Antwort ebenso hin wie der 
Abgeordnete Opitz, der die Frage 
des Abgeordneten Jung in der 
Fragestunde der 215. Sitzung des 
Deutschen Bundestages (12. Fe­
bruar 1969) übernommen hatte. 
Architekten, Verbände und Kam­
mern nahmen sie genauso hin.*
Fazit: Erst einmal fix bauen. Pla­
nen kann man hinterher immer 
noch; der Plan interessiert ohne­
hin niemand mehr.
Oder sollte es doch noch jemand 
merken? gk
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"Der allzu bekannte Vorgang des Pseudoentwurfes, Räume 
einfach nach ihrem Gebrauchswert zusammenzureihen und sie 
dann stilgerecht aufzuputzen, verkennt das Wesen wirklicher 
Raumschöpfung, die erst den Namen Architektur verdient.
Denn wahre Architektur ist wirkliche Schöpfung von neuem 
Lebensraum für den Menschen, ihr Ziel ist es, "Leben im 
Raum" zu schaffen, voller menschlicher Beziehungen zum 
Raum, aber nicht einen Rückzug aus dem Allraum in ein von 
ihm abgetrenntes Gehäuse" (Walter Gropius).

"Wir verkennen die Tatsache, daß die Gestaltung sehr wohl 
ln der Lage ist, ethische Kräfte auszulösen" (Walter Gropius).

"In unserer Zeit müssen diejenigen Aufgaben, die unmittelbar 
der Gemeinschaft dienen, an erster Stelle stehen. ... Diese 
Forderung ist nicht willkürlich, sondern ergibt sich aus 
unseren soziologischen Einsichten. Heutzutage fehlt es dem 
gesellschaftlichen Leben an Zusammenhang und Bedeutung. Ge­
rade deshalb sollten wir uns wieder bewußt machen, daß die 
Architektur nicht nur einen Rahmen für landläufige Tätigkei­
ten bildet, sondern daß dieser Rahmen seinerseits neue Akti­
vitäten provozieren kann. Wir sollten nicht vergessen, daß 
die Architektur auf die Gesellschaft reagiert und ihrerseits 
zu einer Bereicherung des Zusammenlebens beitragen kann" 
(Christian Norberg - Schulz).

"Die Vernachlässigung der nichtverbalen Aspekte hat uns so 
abgestumpft, daß wir jegliches Bauwerk akzeptieren, solange 
es leidlich funktioniert, auch wenn eine vorsichtigere Ana­
lyse zeigen sollte, daß es nur den banalsten Bedürfnissen 
genügt" (Christian Norberg - Schulz).
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"Um ihre Untertanen durch Furcht zu regieren, demonstrierten 
die römischen Kaiser, ... ihre Macht durch Straßenachsen 
von menschliches Maß übersteigender Größe. Hitler und Musso­
lini empfingen in Kolossalräumen und saßen an der dem Ein­
gang entgegengesetzten Seite. Der eintretende Besucher soll­
te im Nähertreten eingeschüchtert werden.

Im demokratischen Staat aber liegt der Nachdruck auf der 
Freiheit des Individuums; hier darf sich der Architekt 
nicht zum Maßstab diktatorischen Größenwahns verleiten 
lassen. Er sollte heute nicht mit einschüchternden Mitteln 
nach monumentalem Ausdruck suchen. Ein Raumgefüge jedoch, 
das durch die Kunst schöpferischen Entwurfs mit dem natür­
lichen Begriffsvermögen des Besuchers in Raum und Maß in 
wirklichem Bezug steht, wird ihn unwillkürlich einladen 
und anziehen " (Walter Gropius)..

"Alle getroffenen Entscheidungen sollten zuerst darauf ge 
prüft werden, welche Wirkung sie auf den Besucher haben 
mögen " (Walter Gropius).

Ein Werk ist "immer auch eine Aussage über eine Gesellschaft. 
Wenn die Gesellschaft keine klaren Ziele und Maßstäbe be­
sitzt, spiegelt das Werk diesen Mangel wieder" (Walter 
Gropius).

""Unwiderstehliche Wirkung" ist aber nicht das Resultat von 
"gutem Geschmack" und neuestem, praktischem Komfort, sie 
entspringt vielmehr einer geistigen Überzeugung " (Walter 
Gropius).
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Uniforme Gehäuse
Kritik an der Planung

Richtet man heute seine Blicke 
auf die „sogenannte“ provisori­
sche B undeshauptstadt Bonn, io  
trau t man seinen Augen kaum: 
Hier entsteht ein neues Parla­
ments- und Regierungsviertel, 
also j i e ^ j jen iokra tisd ic Bauauf- 
l  o c  SCtiiecmhui unter weitge-n U’wouT feT 
U lric h e n  als auch der politischen* 
OTcntiiauccu.

U nter der selbstherrlichen Bau- 
hem ch aft Herrn GerstenmaJerS 
entstand ein Abgeordnetenhaus, 
das nach seiner Fertigstellung 
schon zu klein ist, um die As­
sistenten der Abgeordneten unter- 
ziibringen. Das Tageslicht und 
der herrliche Ausblidc auf die 
rheinische Landschaft bleibt uns 
A bgeordneten Vorbehalten, w ah­
rend dje E tagen-P förtqcr. eyien 
neunstündigen Arbeitstag in den 
künstlich belichteten und belüfte­
ten Foyers Uberstehen müssen.

W eder an A b lagerlum e für die 
D rudcsi dien berge, welche die Ab­
geordneten im Laufe einer Legis­
laturperiode fast erdrücken, noch 
an Sporträum e, Sauna oder 
Schwimmbad, die zur Erhaltung 
der körperlichen F itneß in der 
hektischen parlam entarischen A r­
beit unbedingt notwendig w iren , 
w urde gedacht.

Ein K ilom eter vom Abgeord-Inetenh och haus entfernt wird jetzt 
der erste Spatenstich für das Re- 
gierungi viertel getan, obwohl 
H err Bundesm inister Schm Ücker 
am 12. Februar auf meine F ra ­
gen im Bundestag erklärte, „daß 
die G esam tplanung fü r dieses 
Parlam ents- und Reglerungsvier- 
lel noch nicht fertiggestellt ist — 
ib e r autfi wohl nicht die A nfor­
derungen aller M inisterien vor­
liegen." Wie es apssehen wird

Hinweis I
Leserbriefe hoben oft 

einen Umfang, der einen 
vollen Abdruck nicht ge­
stattet. Die Redaktion iif 
jedoch bemüht, bei Kür­
zungen, den wesentlichen 
Inhalt der Briefe nicht an­
zufasten. Die Redalriion

des Regierungsviertels

erfahrt die erstaunte Öffentlich­
keit am 7. Mai 1969: „Ein Hoch­
haus in Form  eines Kreuzes, das 
siebenmal reproduziert und sie­
benmal nebeneinander auf eine 
W iese gestellt wird. Siebenmal 
vier Büroflligel, zwei links, zwei 
rechts, die nach N orden, Süden, 
Westen und Osten weisen. Sieben 
Steinkreuze, die allenfalls und nur 
in der Höhe zu unterscheiden 
sind. Und in dieser m onotonen 
W elt sollen 8000 Bedienstete des 
Bundes fröhlich und aufgeschlos­
sen ihrer Arbeit nachgeben7 In 
diesen uniform en G ehäusen sol­
len zukunftw eisende Perspektiven 
der Bundespolitik erarbeitet, sol­
len Ideen, Gesetzentw ürfe, Re­
form plane geboren w erden7“

1 H artm ut Palm er kom m entiert 
.diese. Fakten. J a  der Bonner 
Rundschau vom 8. Mal 1969 sehr 
richtig, wenn er fortfährt: „E ine 
Planung, die sich ausschließlich 
darauf konzentriert, G ebäude zu 
errichten, die allenfalls das Auto, 
nicht aber den A utofahrer, die 
allenfalls die N utzung, nicht aber 
den_B cnutzcr ins Kalkül zieht. 
die «uh ment um d»e g j jg lg y - iiT‘en. fWihOM«;wr,fn jnd qui
rerrÊ ir̂ qi Orr»afrgnheiten 
küm m ert — eine solche P lanung 
TW udm ensdilich und wird uiT 
Aienscnucne i-oigen haben."

Da keipe Rede v p r c p * ' 
m t lu b t ü d i ic u  hmoTdnimg. 
y m t  KfrJc von einem  uaiiiefr.u- 
ucíicii W cubew erp oder t»n tu ’ 
Hochbauw etthew erh. um k n te - 
rTetT tu r  eine Gesam tkonzeption 
zu erhalten und  den Besten mit 
der Planung zu beauftragen. Was 
«ut-iat bestimmt .'l- Bundnliau- 
direktion! Wozu also noch Wett 
bewerbe und gesam tplanerisdie 
Ü berlegungen?

Ist das also unsere dem okrati­
sche Wirklichkeit 19697 W er ist 
der Bauherr, wer sind die Dcmo- 
k m n .  d ic das verantw orten kön­
nen? Das Parlam ent wird hierauf I  
em e A ntw ort geben und K onse-1  
quenzen daraus ziehen  müssen, I  
wenn es seiner Aufgabe als K o n -1  
trollofgan dieser D em okratie g e -1  
recht werden will.

D ipl.-lag. K urt lan g . MdB.
Bonn, Bundeshaus
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Potenzh
Stumpfs

H artm ut Palm ar

So also stellen die Städtebauer sich das neue Regierungs­
viertel zwischen Bonn und Bad Godesberg vor: ein 
Hochhaus in der Form eines Kreuzes, das sieben­
mal reproduziert und siebenmal nebeneinander 
auf eine Wiese gestellt wird.

Siebenmal vier Büroflügel, zwei links, zwei rechts, die nach 
Norden, Süden, Westen und Osten weisen. Sieben 
Steinkreuze, die allenfalls und nur in der Höhe zu 
unterscheiden sind.

Und in dieser monotonen Welt sollen 8000 Bedienstete des 
Bundes fröhlidji und aufgeschlossen ihrer Arbeit 
nachgehen? In diesen uniformen Gehäusen sol­
len zukunftsweisende Perspektiven der Bundes­
politik erarbeitet, sollen Ideen, Gesetzentwürfe, 
Reformpläne geboren werden?

Ich fürchte, der potenzierte Stumpfsinn der Architektur wird 
nicht ohne Folgen auf das Lebensgefühl und die 
Arbeitsform derer bleiben, die diese Häuser be­
nutzen sollen, benutzen müssen.

Eine Planung, die sich ausschließlich darauf konzentriert, 
Gebäude zu errichten, die allenfalls das Auto, 
nicht aber den Autofahrer, die allenfalls die Nut­
zung, nicht aber den Benutzer ins Kalkül zieht, die 
sich nicht um die soziologischen, psychologischen 
und nur um die bautechnisehen und bodenrecht­
lichen Gegebenheiten kümmert -  eine solche 
Planung ist unmenschlich und wird unmenschliche 
Folgen haben.

Noch ist der erste Spatenstich nicht getan. Aber schon ha­
ben Bad Godesberg und Bonn durch ihre Fach­
ausschüsse wissen lassen, daß sie mit der steiner­
nen Monotonie einverstanden sind. Armes Bonn, 
arme Bundeshauptstadt, arme Beamte!



20

B o n n e r  R u n d s c h a u  1 8 .  9 ,  1 9 6 9

Grünes Licht 
für vier neue 
Ministerien?
Heute entscheidet der Beirat

VON HARTMUT PALMER

Bann. Um mindestens drei Monate hat die Bonner Raum­
ordnung das Bundesprojekt «Regierungsviertel- zurückge­
worfen. Denn nach der kommunalen Flurbereinigung muß 
das langwierige Bebauungsplanverfahren erneut aufge- 
rollt werden, das in der bislang selbständigen Stadt Bad 
Godesberg schon fast abgeschlossen war. Auftakt des 
neuen Verfahrens ist die heutige Beiratssitzung des Bonn- 
Beauftragten, Dr. Franz Meyers, in der über die Neuauf­
stellung des Planes diskutiert wird.

'D ie  B u n d esb au direiction, u n te r 
deren  Regie die n eu e n  M in is te ­
rien  au i d e r a lten  S ta d tg ren z e  

tzw ischen  B onn und Bad G o d e s­
berg  g eb a u t w erden , sieh t n id it 
ohne N e rv o s itä t d e r  Entscheidung! 
des frü h ere n  M in is te rp rä sid e n te n ’ 
en tg e g en . L ehnt M eyers  näm lich 
ab, k ö n n te  das ganze P ro jek t, das 
u n te r  F achleu ten  u m str itte n  is t, 
in  d iese r L eg is la tu rp e rio d e  des 
B undestages n id it m eh r b eg o n ­
nen  w erden . Das ab e r w o llen  d ie 
b eh ö rd lid ien  P laner auf jed e n  

-F a l l  verm eiden . N eu e M inister,

Iso fürch ten  sie, k ö n n ten  nach der 
W a h l d ie a lte n  P läne m oglicher- 
J w e ise  verw erfen .

Im M ai d ieses J a h re s  h a tte  der 
B ebauungsp lan  für das R eg ie­
ru n g sv ie rte l schon im G o d e sb er­
g er R athaus o ffengelegen , nach­
dem  das P arlam en t der B adestad t 
ihm b ere its  zugestim m t h atte . 
N a d i dem  B undesbaugesetz  muß 
te  auch d ie a lte  S tad t Bonn als 
u n m itte lb a re r N achbar des B au­
g eländes g eh ö rt w erden . D er B au­
ausschuß s tim m te am  7. M ai den 
P länen  zu.

E inen  T ag sp ä te r  s te llte  d ie 
S ta d t Bonn d ie M odelle  für das 

IR eg ie ru n g sv ie rte l der O ffentllcb- 
j k e i t  v o r. Zum ers te n  M ale w ur- 
Id e  sichtbar, w as in d en  Schubla- 
|  den  d e r B u n d esb au d ire k tio n  schon 
■seit J a h re n  g e p la n t w orden  w ar. 

A us po litischer Rücksicht auf 
das .P ro v iso riu m  Bonn" h a tte n  es 
d ie  P la u er näm lich b is lang  v e r ­
m ieden, ih re  B au v o rh ab en  für 
das R eg ie ru n g sv ie rte l allzu  publik  
w e rd en  zu lassen . Denn m it dem  
n euen  R eg ierungsv ie rte!, so 
fü rch teten  sie , kö n n te  in d en  
A ugen d er Ö ffen tlichkeit d er S ta ­
tus quo  zem en tiert und dam it der 
A nspruch au f d ie R eid ish au p t- 
s tad t B erlin als S itz e ine r R eg ie­
ru n g  im w ied e rv ere in ig te n  
D eutschland  u n g lau b w ü rd ig  w er-

Id e n . D eshalb  w ar auch k e in  ö f­
f e n t l i c h e r  W e ttb e w e rb  au sg e ­
s c h r ie b e n  w orden .
7  D arüber « rbost, s te llte  d e r  FDP- 

B u n d es tag sab g e o rd n e te  K urtJu n g  
—  selbst A rch itek t —  den  B un­
desschatzm in iste r in  e in e r F ra g e ­
s tu n d e  des B undestages zu r R ede. 
Ein W e ttb e w erb  sei zugesichert, 
ab e r nicht du rch g eiü h rt w orden . 
Im übrigen  sei das s täd teb a u lic h e  
K onzept des R e g ie ru n g sv ie rte li 
zu  m onoton.

A nlaß  d er A nfrage  w ar ein 
R undschau-K om m entar, in  dem  
u n te r d e r  Ü berschrift .P o te n z ie r­
te r  S tum pfsinn" ebenfa lls  d ie 
s täd teb a u lic h e  und arch itek to n i­
sche E in tön igke it des g e p la n te n  
P ro jek tes  k ritis ie r t w ord en  w ar.

S chatzm inister Schm ücker v e r ­
te id ig te  energ isch  d ie .p la n e r i ­
schen Leitlinien* se in es  H auses  
und  sicherte  zu, daß für d ie w ei­
te re n  B auabschnitte  des R eg ie­
ru n g sv ie r te ls  — g eb a u t w e rd en  
je tz t  v ie r M in is te rien , e n ts teh e n  
so llen  m indestens  s ieb en  — und 
daß auch für die B ebauung d er 
R heinaue A rch ite k ten w e ttb e w er­
be a u sg e la b t w erd en  sollen.

A uf d ie K ritik  an  dem  s tä d te ­
baulichen  K onzept se lb st ging  
d e r M in is te i freilich nicht ein. 
Schm ücken .W e n n  n u n m eh r . . 
po litisch  ein  M ein u h g sw an d el (in 
d e r F rage  des P rov iso rium s 
Bonn — die Red.) in g e tre te n  ist, 
kann  das nicht b ed eu ten , daß  der 
d am als  ein g esch lag en e W eg falsch 
w af und  daß d ie v o rlieg e n d en  
P lanungen  einfach au fg eg eb e n  
u nd  neu  e ra rb e ite t w e rd en  m üs­
sen."

I V on Dr. Franz M ey ers  h än g t es 
Jetzt ab , ob der .e in g e sc h lag en e  
W eg" w irklich e ingeschlagen  

Iw e id e n  darf. Denn ohne einen  
jl gen eh m ig ten  B ebauungsp lan  kann  

d e r N eubau  des R eg ie ru n g sv ie r­
te ls  nicht beginnen.
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Kein Wettbewerb
Bund b a u l für 100 M illionen

wif —  Kritisch b eu r te ilt  der PDP-Bundes 
ta g sa b g e o rd n e te  K urt Ju n g , daß die Bundes- 
b a u d ire k tio n  bei der V erg ab e der P lanungs- 
au fträg e  für d ie n eu e n  M in is te rium sbau ten  
zw ischen Bonn und Bad G odesberg  au i die 
M öglichkeit e in e s  A rch ite k ten -W ettb ew e rb s 
v erz ich te t hal.

Das B auvo lum en  b e trä g t rund  100 M illio­
n en  M ark. N ach A nsicht von  Ju n g  Ist ein 
W e ttb e w erb  das g ee ig n e te  M itte l, d ie  beste  
bau liche und  w irtschaftliche Lösung zu fin­
den. Der P o litik er w ird  ln d er F rag estu n d e 
d e r  nächsten  W oche d ie B undesreg ie rung  zu 
d re i F rag e n  um  eine  S te llunganahm e bitten .

G titciu l - bonrt 6  1 '9  bQ

Bundestags-Anfrage 
nach (©-Kommentar

„Warum kein Architektenwettbewerb?"
( g )  B o n n .  D as gep lante R eg le­

rn ngs viertel zw ischen  Bad G od es­
berg und B onn  wird beute den  
B undestag  in sein er F ragestunde  
beschäftigen . A nlaß der A nfrage, 
die der F D P -B u n d estagsab geord -  
nete Kurt Jung stellte , ist der (g >  
K om m entar („M einer M einung  
nach“ ) vom  8. M aL In dem  < ® -R e-  
dakteor B ir tm u t P alm er unter der 
Ü berschrift „Potenzierter S tu m p f­
sin n “ d ie  „architektonische und 
städtebau liche E in tön igkeit“ des ge­
planten P rojektes kritisiert hatte.

K urt Jung, der selbst Architekt 
ist. will vom  Bundesschatzministe- 
riüm  wissen, warum nicht —  wie 
früher durch das M inisterium  zuge- 
930k— au Aiduuktsib-WaUbdwasta

für das Regierungsviertel ausge­
schrieben wurde.

Seine A nfrage hat folgenden 
W ortlaut: „W ie erklärt die Bunde* 
regiem ng die D iskrepanz zwischen 
der A uskunft des Bundesschatzm i­
nister* au f meine Frage vom 12. 
Februar 1969, wonach der freie 
Architeklenw eübew erb . . . uch 
für das neue Regierungsvierte den 
V orrang haben soll, und dem kri­
tischen Bericht in der Rund hau 
vom 8. Mai 1969 unter dem Titel 
M einer M einung nach —  Poten­
zierter Stum pfsinn, wonach dks 
Regierungsviertel o ffenbar doch 
ohne W ettbewerb in Form  von sie­
ben Kreuzen ,aüf eine Wiese ge* 
stellt1 wird?“

» v tdt?

BONNER RUNDSCHAU « >*)*?

Kritik am Regierungsviertel
W __ __ _ ___ _  © r H u n t
D an ie ls  (CDU} h o b  h e rv o r, daß 
d ie b ish e rig e  B aukonzeptfon  des 
B undes „ln der Ö ffentlichkeit und  
u n te r Fachleu ten*  seh r um str itten  
sei. M an so lle  es nicht dem 
B onn-B eauftrag ten  Dr. F ranzM ey- 
ers, so n d e rn  dem  n euen  Bonner 
S la d tra t ü b erla ssen , sich ein  e n d ­
g ü ltig e s  U r te il ü b e r  d a s  P ro jek t

I’ zu  b ild en . F r  h ie lt es für falschj 
d ie D iskussion  ers t nach d e r O f­
fe n le g u n g  des B ebauungsp lanes 
zu b eg innen . \

FD P-Sprecher Erw in ReuB fo r­
d e r te  den  Bund auf, das .p la n ­
lose B auen ln se in e r H auptstad t*  
zu b een d en  und  endlich d ie 
S chw erpunk te  se in e r zukünftigen  
P lan u n g sab sich ten  offenzulegen . 
Er w a rn te  dav o r, 1m n euen  Re-i

I g ie ru n g sv ie rte l e in e  jG e ls te r- ' 
s tad t zu errich ten , d ie in den, 
A b e n d s tu n d e n  w ie au sg e s to rb eu  
sein  w erde.
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D ie  aufgestauten V orw ürfe ge­
gen die fü r d ie G estaltung des 
neuen R egieningiv iertels veran t­
w ortliche B undesbaudirektion w ur­
den jüngst auf einer Sitzung des 
Beirates vom  Bonn-Beauftragten 
D r. F ran z  M eyers zum erstenm al 
öffentlich d isk u tie rt N och am 
M orgen des Sitzungstages, so w u ß ­
te Ex-N RW -Landesvater D r. 
M eyers zu berichten, habe sich der 
V izepresident des Bundes D eu t­
scher A rchitekten (BDA} telefo­
nisch an ihn gew andt und ihn 
„dringend gebeten“ , das Projekt 
vo rerst abzustoppen. D er BDA, so 
verkündete M eyers, wünsche die 
A usschreibung eines W ettbewerbs 
fü r die G estaltung der zukünftigen 
M etropole der Bonner M inisterial- 
bürokratie.

Als S c h ü m a n n  und Borne mann 
ihren A uftrag vor eineinhalb Jah­
ren übernahm en, fanden sie die 
au f G rund der V oruntersuchungen 
■usgearbeiteten Planungen für den 
ersten Bauabschnitt bereits vor: 
zwei kreuzförm ige H ochhäuser —  
eins für das Forsch ungsministe- 
rium , eins für das Justizm iniste­
rium . Sie war von dem A rchitek­
tenteam  A dam s/H onuchnh/T hU r- 
ler vor gelegt w orden.



"Rückblickend enthüllt sich die Tragik der Wei­
marer Republik aus dem Zwiespalt zwischen einem 
demokratisch organisierten Staat und einer anti­
demokratisch strukturierten Gesellschaft a-poli- 
tischer Menschen. So kann es kaum mehr verwundern, 
daß damals ... das neue Bauen im Staatsbereich aus­
blieb, nicht, weil Demokratie zum Bauen unfähig 
ist, sondern weil es seinerzeit an der demokra­
tischen Struktur der Gesellschaft und am politi­
schen Bewußtsein der Menschen fehlte" (Adolf Arndt).

"Muß es ... nicht für die Demokratie eine politisch­
existentielle Frage werden, wie gebaut und wie gewohnt 
wird, eine Frage, bei der es um mehr geht als um 
Hygiene, Sozialkomfort und Lebensstandard?" (Adolf Arndt).

"Die Pilatusfrage nach der Wahrheit endet nicht 
schon an der Funktion, weil kein Mensch und nichts, 
was der Wirklichkeit eines leibhaftigen Menschen 
gemäß ist, in Funktionen aufgeht, sondern immer 
auf der Suche nach dem Menschlichen" (Adolf Arndt).

"Öffentlichkeit wird nicht dadurch erreicht, daß die 
notwendigen Restaurationsräume ... jedem Besucher 
offen stehen. ... Öffentlichkeit erfordert ...
Transparenz" (Adolf Arndt).

"Man kann die Staaten und die Gesellschaftsformen 
geradezu nach dem einteilen, was veröffentlicht 
und was verheimlicht wird" (Adolf Arndt).

"Es ist eine eminent politische Entscheidung, daß ein 
demokratisches Gemeinwesen in seinen dem Volksganzen 
gewidmeten öffentlichen Bauten das Selbstbewußtsein 
der politischen Gesellschaft Gestalt werden läßt" (Adolf Arndt)

"Eine Demokratie ist nur soviel wert, wie sich ihre 
Menschen wert sind, daß ihnen ihr öffentliches Bauen 
wert ist " (Adolf Arndt).
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"In den Anbauten und Umbauten des Bonner 
Bundeshauses durch die Bundesbaudirektion 
sehe ich das Elendeste(an Architektur), was 
man sich nach 1945 leistete" (Adolf Arndt). 
Soll diese "Tradition* in den Neubauten des 
Regierungsviertels fortgesetzt werden?
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